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56 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregister und die Tilgung von Strafvermerken. 
81 


Über Verurteilungen, die in dem Strafregiſter aufgenommen ſind, iſt nach Ablauf einer beſtimmten 
Friſt nur noch beſchränkt Auskunft zu erteilen. . 

Iſt nach Eintritt des Zeitpunktes, von dem ab nur beſchränkt Auskunft zu erteilen ift, eine weitere 
Friſt abgelaufen, ſo wird der Vermerk im Strafregiſter getilgt. 

8 2. 

Bei mehreren Verurteilungen einer Perſon iſt über alle Verurteilungen unbeſchränkt Auskunft zu 
erteilen, ſolange über eine der Verurteilungen unbeſchrünkt Auskunft erteilt werden muß. Die Tilgung 
eines Vermerks im Strafregiſter darf bei mehreren Verurteilungen einer Perſon erſt erfolgen, wenn für alle 
Verurteilungen die Vorausſetzungen der Tilgung vorliegen. 

Lautet die Verurteilung, über die unbeſchränkt Auskunft erteilt werden muß, oder die im Straf⸗ 
regiſter noch nicht getilgt werden kann, nur auf Verweis oder auf Geldſtrafe von höchſtens fünfhundert 
Mark, allein oder in Verbindung miteinander oder mit Nebenſtrafen, ſo finden die Vorſchriften des 
Abſatzes 1 keine Anwendung. 

f 8 3. 2 

Hat der Verurteilte die bürgerlichen Ehrenrechte oder einzelne Rechte oder Fahigkeiten verloren, fo 
kommen ihm die Vergünſtigungen des § 1 nicht zugute, ſolange er dieſe Rechte und Fähigkeiten nicht 
wiedererlangt hat. 

Das gleiche gilt, ſolange über einen Verurteilten eine Steckbriefnachricht im Strafregiſter nieder⸗ 
gelegt iſt. 

Die Vergünſtigungen des $ 1 kommen einem Verurteilten für eine Verurteilung fo lange nicht 
zugute, als ſich aus dem Inhalte des Strafregiſters ergibt, daß die Vollſtreckung noch nicht erledigt iſt. 

Die Beſtimmung des Abſatzes 1 findet keine Anwendung, wenn es ſich lediglich um die Fähig⸗ 
keiten handelt, die im $ 31 des Str. G. B. genannt find. 

8 4. 

Über Verurteilungen, die der beſchränkten Auskunft unterliegen, wird nur den Gerichten, den 
Strafverfolgungsbehörden, ſowie den vom Senat beſtimmten höheren Verwaltungsbehörden und Polizei⸗ 
behörden der Freien Stadt Danzig Auskunft erteilt. Iſt hiernach Auskunft zu erteilen, ſo iſt darin 
beſonders hervorzuheben, daß die Verurteilung der beſchränkten Auskunft unterliegt. 

Soweit über eine Verurteilung, die der beſchränkten Auskunft unterliegt, keine Auskunft erteilt 
werden darf, ſind Anfragen in gleicher Weiſe zu beantworten wie in den Fällen, in denen ein Vermerk 
nicht vorhanden iſt. e 
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Dieſe Vorſchriften gelten entſprechend für die Auskunft aus den polizeilichen Liſten. Bei der 
Ausſtellung polizeilicher Sei bleiben Verurteilungen, die der befchränkten Auskunft unterliegen, 
außer Betracht. 

8 5. 

Ein Vermerk, der im Strafregiſter zu tilgen iſt, wird aus dem Regiſter entfernt und vernichtet. 
Die Vernichtung hat dadurch zu erfolgen, daß die Strafkarte beſeitigt wird; enthält das Regiſter außerdem 
Vermerke, die beſtimmungsgemäß darin verbleiben müſſen, ſo wird eine neue Strafkarte unter Weglaſſung 
des zu tilgenden Vermerkes gefertigt. Ebenſo wird der Vermerk über die Verurteilung aus den polizeilichen 
Liſten entfernt. 

Iſt der Vermerk über eine Verurteilung im Strafregiſter getilgt worden, ſo gilt die Verurteilung 
nicht mehr als Beſtrafung im Sinne ſolcher Vorſchriften, die für den Fall, daß der Tater bereits beſtraft 
iſt, eine ſchwerere Strafe oder andere Rechtsnachteile androhen. 

§ 6. 

Die Friſt, nach deren Ablauf beſchränkt Auskunft zu erteilen iſt, beträgt: 

1. fünf Jahre, wenn auf Verweis oder auf Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark oder auf 
Freiheitsſtrafe von höchſtens drei Monaten allein oder in Verbindung miteinander oder mit 
Nebenſtrafen erkannt worden iſt, mit Ausnahme der. Fälle, in denen auf Überweiſung an die 
Landespolizeibehörde oder auf die Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt worden iſt, 

2. zehn Jahre in allen übrigen Fällen. 

Die Friſt der Nr. 1 beginnt' mit dem im Strafregiſter vermerkten Tage der Verurteilung. 

Die Friſt der Nr. 2 beginnt mit dem Tage, an dem die Strafe vollſtreckt, verjährt oder erlaſſen 
iſt; iſt auf Überweiſung an die Landespolizeibehörde oder auf die Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt 
worden, ſo beginnt die Friſt erſt, wenn dieſe Maßregeln erledigt ſind. Iſt die Strafe nach einer Probezeit 
erlaſſen, ſo wird deren Dauer, auf volle Monate abgerundet, auf die Friſt der Nr. 2 angerechnet. 

War der Verurteilte zur Zeit der Tat noch nicht achtzehn Jahre alt, ſo verkürzt ſich die Friſt von 
fünf — auf drei Jahre und die Friſt von zehn Jahren auf ſechs Jahre. 

8 7. a 

Die Friſt, nach deren Ablauf ein Strafvermerk zu tilgen iſt, beträgt: 

1. fünf Jahre, wenn auf Verweis oder auf Geldſtrafe bis zu fünfhundert Mark oder auf Haft 
oder auf Gefängnis oder Feſtungshaft von höchſtens einer Woche allein oder in Verbindung 
mit einander oder mit . erkannt worden iſt, mit Ausnahme der Falle, in denen 
auf Überweiſung an die Landespolizeibehörde oder auf die Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht 
erkannt worden iſt, 

2. zehn Jahre in allen übrigen Fällen. 

Die Friſt beginnt mit dem Tage, von dem ab nur noch beſchränkt Auskunft zu erteilen iſt. 

War der Verurteilte zur Zeit der Tat noch nicht achtzehn Jahre alt, ſo verkürzt ſich hie Friſt von 
fünf Jahren auf drei Jahre und die Friſt von zehn Jahren auf ſechs Jahre. 

8 8. 

Der Senat kann in Fällen, in denen die Vorausſetzungen der beſchränkten Auskunft oder der 
Tilgung nicht vorliegen, dieſe Maßnahmen anordnen, wenn dadurch ſtaatliche Intereſſen nicht ge⸗ 
fährdet werden. N 
N Hat der Verurteilte die bürgerlichen Ehrenrechte oder einzelne Rechte oder Fähigkeiten verloren, fo 
ſollen die Maßnahmen nicht angeordnet werden, ſolange er dieſe Rechte und Fähigkeiten nicht wiedererlangt hat. 

Wird angeordnet, daß eine Verurteilung der beſchränkten Auskunft unterliegen ſoll, ſo beginnt die 
Friſt für die Tilgung des Strafvermerks mit dem Tage der Anordnung. 

89. } 

Vermerke über Verurteilungen im Ausland find im Sinne dieſes Geſetzes Vermerken über Ver⸗ 

urteilungen im Inlande gleichzuachten. 
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8 10. 

Bei der Verwertung von Auszügen aus ausländiſchen Strafregiſtern iſt jo zu verfahren, wie wen n 

die in dem Auszug enthaltenen Vermerke in einem inländiſchen Strafregiſter enthalten wären. Die Vor⸗ 
ſchriften des 8 11 Ab. 1 find entſprechend anzuwenden. 


8 11. 

ö Bei Verurteilungen, die ſchon vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in das Strafregiſter auf⸗ 
genommen worden find, berechnen ſich die Friſten ſo, wie wenn das Geſetz ſchon zur Zeit der Aufnahme 
des Vermerks in das Regiſter in Kraft geweſen wäre. Iſt in den Fällen des § 6 Nr. 2 aus dem Regiſter 
nicht zu erſehen, wann die Strafe vollſtreckt worden iſt, ſo iſt die Friſt vom Tage der Verurteilung an zu 
berechnen; ſie verlängert ſich jedoch in dieſem Falle um die Dauer der erkannten Freiheitsſtrafe. Das 
gleiche gilt in den Fällen des $ 6 Nr. 2 wenn nach dem Inhalt des Regiſters anzunehmen iſt, daß eine 
Strafe erſt nach einer Probezeit erlaſſen worden iſt und die Dauer dieſer Probezeit aus dem Regiſter nicht 
zu erſehen iſt. Iſt aus dem Regiſter nicht zu erſehen, ob der Verurteilte zur Zeit der Tat ſchon achtzehn 
Jahre alt war, ſo ſind die kürzeren Friſten anzuwenden, wenn der Verurteilte zur Zeit der Verurteilung 
noch nicht neuzehn Jahre alt war; andernfalls greifen die längeren Friſten Platz. 

Verurteilungen, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Strafregiſter gelöſcht worden ſind, 
unterliegen der beſchrankten Auskunft. Die Friſt für ihre Tilgung beginnt mit dem Tage, an dem die 
Löſchung angeordnet worden iſt. 
§ 12. 


Der Senat wird ermächtigt, die für das Strafregiſter erforderlichen Vorſchriften zu affen. 
Danzig, den 26. Mai 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


57 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Wochenhilfe und Wochenfürſorge. 
8 1. 

Wöchnerinnen, die vor dem 2. März 1922 entbunden worden ſind, erhalten von dieſem Tage ab 
für den Reſt der Bezugszeit Wochengeld und Stillgeld in dem durch das Geſetz, betreffend Wochenhilfe und 
Wochenfürſorge, vom 28. Februar 1922 (Geſetzblatt S. 43 ff.) erhöhten Betrage. 

Wöchnerinnen, die erſt nach der Vorſchrift des im Abſatz 1 genannten Geſetzes als minderbemittelt 
zu gelten haben, erhalten vom 2. März 1922 ab für den Reſt der Bezugszeit die Leiſtungen der Wochen⸗ 


fürſorge an Wochengeld und Stillgeld. gs 

Ansprüche, über die das Feſtſtellungsverfahren am Tage der Verkündung dieſes Geſetzes ſchwebt, 
unterliegen deſſen Vorſchriften. Ihre Nichtanwendung gilt, ſoweit Reviſion nach $ 1695 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung zuläffig iſt, auch dann als Reviſionsgrund, wenn das Oberverſicherungsamt fie noch 
nicht anwenden konnte. 

Sind Anſprüche, die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes begründet ſind, bereits rechtskräftig ab⸗ 
gewieſen worden, ſo hat die Krankenkaſſe auf Antrag des Berechtigten einen neuen Beſcheid zu erteilen. 

8 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Mai 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Runge. 
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58 Volkstag und Senat haben das nachſtehende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Aenderung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung. 


Artikel I. 
In dem S 544 Abſ. 1 Nr. 2, § 548 Nr. 3, § 550 Abſ. 1, 2, 8 896, § 923 Abſ. 1 
Nr. 2, 8 925 Nr. 2, $ 927 Abſ. 1, 2 und den 88 1063, 1170 der Reichsverſicherungsordnung in der 
Faſſung der Artikel I bis IV, VI des Geſetzes, betreffend Aenderungen in der Unfallverſicherung, vom 
27. September 1921 (Geſetzbl. S. 197) wird das Wort „vierzigtauſend“ durch das Wort „einhundert⸗ 
fünfzigtauſend“ erſetzt. 
Artikel II. 


In dem § 563 Abſ. 2, S 732 Abf. 2, § 939, § 1017 Abſ. 2 und den SS 1073, 1079, 1170 der 
Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Artikel V, VI des Geſetzes, betreffend Aenderungen in der 


Unfallverſicherung, vom 27. September 1921 (Geſetzbl. S. 197) wird das Wort „zehntauſendzweihundert“ 
durch das Wort „ſechsunddreißigtauſend“ erſetzt. 


Artikel III. 


Im S 586 Abſ. 1 Nr. 1 und im § 1097 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort 
„fünfzig“ durch das Wort „eintauſend“ erſetzt. 


Artikel IV. 


Im 8 612 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort „ſechzig“ durch das Wort 
„ſechshundert“ erſetzt. 


Artikel W. 
Der § 612 Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung erhalt folgende Faſſung: 
Alle auszuzahlenden Betrage werden auf volle Mark aufgerundet. Dabei gelten 
Beträge, die gleichzeitig von derſelben Zahlſtelle an denſelben Empfänger gezahlt werden, 


als ein Betrag. Aken 
title . 


Im 8 720 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung wird in Zeile 2 und 5 das Wort „fünftauſend“ 
je durch das Wort „fünfzigtauſend“ und in Zeile 3 das Wort „zehntauſend“ durch das Wort „einhundert⸗ 
tauſend“ erſetzt. 

Artikel VII. 

Im 8 1006 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Artikels IX des Geſetzes, betreffend 
Aenderungen in der Unfallverſicherung, vom 27. September 1921 (Geſetzbl. S. 197) fallen die Worte „von 
höchſtens zwanzig Mark jährlich“ weg. 

Artikel VIII. 

§ 6 des Geſetzes über Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 10. März 1922 
(Geſetzbl. S. 75) erhält folgende Faſſung: 

Die Zulage fällt weg, wenn die Rente ruht oder wenn die Vorausſetzungen für die 
Gewährung der Zulage nicht mehr gegeben ſind. 


Artikel IX. 5 
Das Geſetz tritt, ſoweit es Aenderungen der 88 550, 612, 720, 927 der Reichsverſicherungsordnung 
und des 8 6 des Geſetzes über Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 10. März 1922 
(Geſetzbl. S. 75) betrifft, mit dem Tage der Verkündung in Kraft, im übrigen mit Wirkung vom 1. Januar 
1922, in Anſehung der Artikel I, II jedoch mit der Maßgabe, daß bei der Berechnung der Leiſtungen auch 
die während des Jahres 1921 bezogenen Entgelte nach den neuen Vorſchriften berückſichtigt werden. Die 


Vorſtände der Berufsgenoſſenſchaften ſind befugt, bei der Umlegung der Aufwendungen des Jahres 1921 
die bisherigen Vorſchriften anzuwenden, 
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Sind Verſicherungsleiſtungen für Unfälle, die ſich nach dem 31. Dezember 1921 ereignet haben 
oder noch ereignen werden, nach den bisherigen Vorſchriften rechtskräftig gewährt oder deshalb rechtskraftig 
abgelehnt, weil ein Betriebsbeamter nicht verſichert war, ſo hat der Verſicherungsträger die Feſtſtellung 
nochmals zu prüfen. Führt die Prüfung zu einem dem Berechtigten günſtigeren Ergebnis oder wird es von 
dem Berechtigten beantragt, ſo iſt ihm ein neuer Beſcheid zu erteilen. 

Artikel X. 
Der Senat kann näheres über die Durchführung des Geſetzes und das Verfahren beſtimmen. 


Danzig, den 27. Mai 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Sahm. Runge. 


59 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſ. e tz 
betreffend Anderung der Gebührenordnung für Zeugen und A 
Artikel I. 


Die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige (RG Bl. 1898 S. 689; 1914 S. 214) wird 
dahin geändert: 

1. Im § 2 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „zwanzig Pfennig bis zu einer Mark fünf⸗ 
zig Pfennig“ die Worte „einer bis zu fünfzehn Mark“. 

2. Im § 3 Abſ. 1 treten an die Stelle des Wortes „drei“ das Wort „zwanzig“ und an die 
Stelle des Wortes „ſechs“ das Wort „dreißig“. 

3. Im § 7 tritt an die Stelle des Wortes „zehn“ das Wort „fünfzig“. 

4. Im 8 8 treten an die Stelle der Worte „ſieben und eine halbe“ das Wort „ſechszig“ und 
an die Stelle der Worte „vier und eine halbe“ das Wort „dreißig“. 


Artikel II. 
Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes werden aufgehoben: 
1. die Verordnung betreffend Gebühren der Zeugen- und Sachverſtändigen vom 21. Auguſt 1919 
(R. G. Bl. S. 1473), 
2. Artikel 6 der Verordnung des Staatsrats über Teuerungszuſchläge vom 24. Juni 1920 
Staatsanzeiger Seite 165), 
3. von dem Geſetz betreffend Anderung der Gerichtskoſtengeſetze uſw. vom 23. Dezember 1921 
(Geſ. Bl. S. 313), N 
der Artikel III 8 1 Abſ. 1 und Art. 4, inſoweit fie ſich auf Artikel 6 der Verordnung 
vom 24. Juni 1920 beziehen, und der Artikel. V 8§ 3 Ziffer 1. 
Artikel III. 
Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige ver⸗ 
wieſen iſt, die durch dieſes Geſetz geändert werden, treten die Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle 
Artikel IV. 
Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige, 


wie er ſich aus dieſem Geſetz ergibt, mit dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes im Geſetzblatt bekannt⸗ 
zumachen. 


Danzig, den 19. Mai 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
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Bekanntmachung 
des Wortlauts der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 

Auf Grund des Art. IV des vorſtehenden Geſetzes betr. Anderung der Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverſtändige vom 19. Mai 1922 wird der Wortlaut der Gebührenordnung für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige nachſtehend bekannt gemacht. 

Danzig, den 2. Juni 1922. 

Der Senat. 
Juſtizabteilung. 
Sahm Dr. Frank. 


Gebührenorduung 
für Zeugen und Sachverſtändige. 


SE 
In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die Zivilprozeßordnung, die 
Strafprozeßordnung oder die Konkursordnung Anwendung findet, erhalten die Zeugen und Sachverſtändigen 
Gebühren nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen. 


82. 

Der Zeuge erhält eine Entſchadigung für die erforderliche Zeitverſäumnis im Betrage von einer bis 
zu fünfzehn Mark auf jede angefangene Stunde. 

Die Entſchädigung iſt unter Berückſichtigung des von dem Zeugen verſaumten Erwerbes zu bemeſſen 
und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn Stunden zu gewähren. Ob eine Erwerbsverſaumnis ſtatt⸗ 
gefunden hat, iſt nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung der Lebensverhältniffe und der regelmäßigen 
Erwerbstätigkeit des Zeugen zu beurteilen. 

Perſonen, welche durch einfache Handarbeit, Handwerksarbeit oder geringeren Gewerbebetrieb ihren 
Unterhalt ſuchen, oder ſich in gleichen Verhältniſſen mit ſolchen Perſonen befinden, erhalten die nach dem 
geringſten Satze zu bemeſſende Entſchädigung auch dann, wenn die Verſäumnis eines Erwerbes nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

8.3: 


Der Sachverſtändige erhalt für feine Leiſtung eine Vergütung nach Maßgabe der erforderlichen 
Zeitverſäumnis im Betrage bis zu zwanzig Mark für jede angefangene Stunde. Iſt die Leiſtung beſonders 
ſchwierig, ſo darf der Betrag bis zu dreißig Mark für jede angefangene Stunde erhöht werden. 

Die Vergütung iſt unter Berückſichtigung der Erwerbsverhältniſſe des Sachverſtändigen zu bemeſſen. 

Außerdem ſind dem Sachverſtändigen die auf die Vorbereitung des Gutachtens verwendeten Koſten 
ſowie die für eine Unterſuchung verbrauchten Stoffe und Werkzeuge zu vergüten. 

8 4. 

Beſteht für die aufgetragene Leiſtung ein üblicher Preis, ſo iſt dem Sachverſtändigen auf Verlangen 
dieſer und für die außerdem ſtattfindende Teilnahme an Terminen die im § 3 Abſ. 1 Satz I und Abſ. 2 
geregelte Vergütung zu gewähren. 

: Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Sachverſtändigen auf die Teilnahme an Terminen, ſo erhält er 
lediglich die im § 3 beſtimmte Vergütung. 
8 4a. 

Haben in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Parteien ſich dem Gerichte gegenüber mit einer 
beſtimmten Vergütung für die Leiſtung des Sachverſtändigen einverſtanden erklärt, ſo iſt dieſe Vergütung zu 
gewähren, ſofern ein zu ihrer Deckung ausreichender Betrag an die Staatskaſſe gezahlt iſt. 
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§ 5. 
Als verſaumt gilt für den Zeugen oder Sachverftändigen auch die Zeit, während welcher er ſeine 
gewöhnliche Beſchäftigung nicht wieder aufnehmen kann. 0 
8 6. 


Mußte der Zeuge oder Sachverſtändige außerhalb ſeines Aufenthaltsortes einen Weg bis zur Ent⸗ 
fernung von mehr als zwei Kilometer zurücklegen, ſo iſt ihm außer den nach 88 2 bis 5 zu beſtimmenden 
Beträgen eine Entſchädigung für die Reiſe und für den durch die, Abweſenheit von dem Aufenthaltsorte 
verurſachten Aufwand nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zu gewähren. 


5 
Soweit nach den perſönlichen Verhältniffen des Zeugen oder Sachverſtändigen oder nach äußeren 
Umſtänden die Benutzung von Transportmitteln für angemeſſen zu erachten iſt, find als Reiſeentſchadigung 
die nach billigem Ermeſſen in dem einzelnen Falle erforderlichen Koſten zu gewähren. In anderen Fällen 
beträgt die Reiſeentſchädigung für jedes angefangene Kilometer des Hinwegs und des Rückwegs fünfzig Pfennig. 


88. 

Die Entſchädigung für den durch Abweſenheit von dem Aufenthaltsorte verurſachten Aufwand iſt 
nach den perſönlichen Verhältniffen des Zeugen oder Sachverſtändigen zu bemeſſen, ſoll jedoch den Betrag 
von ſechzig Mark für jeden Tag, an welchem der Zeuge oder Sachverſtandige abweſend geweſen iſt und von 
dreißig Mark für jedes außerhalb genommene Nachtquartier nicht überſchreiten. 


89. 
7 Mußte der Zeuge oder Sachverständige innerhalb ſeines Aufenthaltsortes einen Weg bis zu einer 
Entfernung von mehr als zwei Kilometer zurücklegen, ſo iſt ihm für den ganzen zurückgelegten Weg eine 
Reiſeentſchädigung nach den Vorſchriften des § 7 zu gewähren. 
; 5 8 10. 

Konnte der Zeuge oder Sachverſtändige den erforderlichen Weg ohne Benutzung von, Transport⸗ 
mitteln nicht zurücklegen, ſo ſind die nach billigem Ermeſſen erforderlichen Koſten auch außer den in den 
88 6, 9 beſtimmten Fällen zu gewähren. 

§ 11. 
Abgaben für die erforderliche Benutzung eines Weges ſind in jedem Falle zu erſtatten. 
8 12. 

Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen Gebrechen eines Begleiters, ſo ſind die 
Entſchadigungen für beide zu gewähren. 

8 12 à. 

Notwendige bare Auslagen, ſoweit ſie nicht den durch den Aufenthalt außerhalb der Wohnung 
verurſachten Aufwand betreffen, können dem Zeugen oder Sachverſtändigen nach billigem Ermeſſen erſtattet 
werden. Dies gilt namentlich von den Koſten für eine notwendige Vertretung. 

8 13. 

Soweit für gewiſſe Arten von Sachverſtändigen beſondere Taxvorſchriften beſtehen, welche an dem 
Orte des Gerichts, vor welches die Ladung erfolgt, und an dem Aufenthaltsorte des Sachverſtändigen gelten, 
kommen lediglich dieſe Vorſchriften in Anwendung. Gelten ſolche Taxvorſchriften nur an einem dieſer Orte, 
oder gelten an demſelben verſchiedene Taxvorſchriften, jo kann der Sachverſtandige die Anwendung der ihm 
günſtigeren Beſtimmungen verlangen. 

In den Fällen des Abſatz 1 kann der Sachverſtändige, wenn er nicht öffentlicher Beamter iſt, an 
Stelle der Geſamtvergütung nach den Taxvorſchriften die Berechnung der Geſamtvergütung nach den Tax⸗ 
vorſchriften dieſes Geſetzes beanſpruchen. 
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Dolmetſcher erhalten Entſchädigungen als Sachverſtändige nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes, ſo⸗ 
fern nicht ihre Leiſtungen zu den Pflichten eines von ihnen verſehenen Amtes gehören. 


8 14. 

Offentliche Beamte erhalten Tagegelder und Reiſekoſten nach Maßgabe der für Dienſtreiſen geltenden 
Vorſchriften, falls ſie zugezogen werden: 

1. als Zeugen über Umſtände, von denen ſie in Ausübung ihres Amtes Kenntnis erhalten haben; 

2. als Sachverſtändige, wenn ſie aus Veranlaſſung ihres Amtes zugezogen werden und die Aus⸗ 
übung der Wiſſenſchaft, der Kunſt oder des Gewerbes, deren Kenntnis Vorausſetzung der 
Begutachtung iſt, zu den Pflichten des von ihnen verſehenen Amtes gehört. 

Soweit allgemeine Vorſchriften für Dienſtreiſen nicht erlaſſen ſind, kann die oberſte Verwaltungs⸗ 
behörde über die Gewährung der den öffentlichen Beamten in den Fällen des Abſ. 1 den Gerichten gegen⸗ 
über zuſtehenden Tagegelder und Reiſekoſten beſondere Vorſchriften erlaſſen. 

Werden nach den Vorſchriften dieſes Paragraphen Tagegelder und Reiſekoſten gewährt, ſo findet 
eine weitere Vergütung an den Zeugen oder Sachverſtändigen nicht ſtatt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Perſonen des Soldatenſtandes entſprechende Anwendung. 

Auf Beamte der Gemeinden, (Gemeindeverbände) finden die allgemeinen Vorſchriften für Dienſt⸗ 
reiſen inſoweit keine Anwendung, als die oberſte Verwaltungsbehörde Beſtimmungen über die Höhe der ihnen 
den Gerichten gegenüber zuſtehenden Tagegelder und Reiſekoſten erlaſſen hat. 

Die oberſte Verwaltungsbehörde kann die ihr durch Abſ. 2 und Abſ. 5 gegebene Befugnis zum 
Erlaſſe der bezeichneten Beſtimmungen auf andere Behörden übertragen. 


8 15. 


Iſt ein Sachverſtändiger für die Erſtattung von Gutachten im allgemeinen beeidigt, ſo können die 
Gebühren für die bei beſtimmten Gerichten vorkommenden Geſchafte durch Übereinkommen beſtimmt werden. 


8 16. 


Die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen werden nur auf Verlangen derſelben gewährt. 
Der Anſpruch erliſcht, wenn das Verlangen binnen drei Monaten nach Beendigung der Zuziehung oder 
Abgabe des Gutachtens bei dem zuſtändigen Gerichte nicht angebracht wird. 


8 17. 


Die einem Zeugen oder Sachverftändigen zu gewährenden Beträge werden durch gerichtlichen Be⸗ 
ſchluß feſtgeſetzt, wenn der Zeuge oder Sachverſtändige oder die Staatskaſſe eine richterliche Feſtſetzung 
beantragt oder das Gericht ſie für angemeſſen hält. Der Anſatz kann von Amts wegen berichtigt werden, 
wenn die Beträge aus der Staatskaſſe gezahlt und dieſer nicht erſtattet ſind. Für die Feſtſetzung und die 
Berichtigung iſt das Gericht oder der Richter zuftändig, vor welchem die Verhandlung ſtattgefunden hat, 
und für die Berichtigung auch das. Gericht der höheren Inſtanz. 

Gegen die richterliche Entſcheidung findet Beſchwerde nach Maßgabe des 8 567 Abſ. 2, der 88 568 
bis 575 der Zivilprozeßordnung ſowie des § 4 Abſ. 3 des Gerichtskoſtengeſetzes, in Strafſachen nach Maß⸗ 
gabe der §8 346 bis 352 der Strafprozeßordnung ſtatt. g 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


